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Gutgeheissen
veb.ch-Projektleiter und «rechnungswe-
sen & controlling»-Autor Christian Feller
hat im Verlag Orell Füssli das Werk «Swiss
Gaap FER – Strukturierte Übersicht mit
Fallbeispielen» publiziert, den viel verspre-
chend Praxishelfer für den Rechnungsle-
gungs-Alltag. Seite 33                   ÂÂÂ

In dieser Ausgabe: Durchführung einer

Risikobeurteilung:  Seite 3 · Erfolge im
Export mit marktorientiertem Con-
trolling:  Seite 7 · Reorganisation und
Industrialisierung im Finanzbereich aus
empirischer Sicht:  Seite 9 · Rechtsfragen
um die Ferien: Seite 21 · «Wir werden
viel Prestigedenken wegräumen müs-
sen»: Seite 38

Publiziert
Der veb.ch hat seine Mitglieder um ihre
Meinung gebeten: Die Teilnehmer an der
Vernehmlassung haben den Entwurf des
Verbandes zum Internen Kontrollsystem
(IKS) und zu den Angaben der Durchführung
einer Risikobeurteilung im Anhang grund-
sätzlich gutgeheissen. Seite 37                                     ÂÂÂ

Die aktuelle Finanzkrise, eine der grössten seit Jahrzehnten, ist vor
allem eines: Eine Krise des Vertrauens in die Banken, vor allem aber
auch zwischen den Banken.

Wie konnte es so weit kommen? Einmal mehr haben gierige
Manager elementare Grundsätze der finanziellen Unternehmens-
führung verletzt. Dabei wurden sie einerseits von ihrer eigenen Gier
nach immer höheren, unanständigen Entschädigungen getrieben,
andererseits von professionellen Investoren, Analysten und der
Finanzpresse, die immer  höhere Jahresergebnisse und Renditen
verlangen. Ihren Kunden erzählen sie zwar vom magischen Dreieck
«Rendite–Risiko–Liquidität», dass höhere Renditen nur mit höherem
Risiko zu erzielen und wie wichtig liquide Mittel seien. Warum wollen
Banken Eigenkapitalrenditen von mindestens 15 % erreichen, wenn
sie genau wissen, dass die langfristige Aktienrendite sich aus dem
risikolosen Zinssatz plus einem branchenspezifischen Risikozuschlag
zusammensetzt. Dabei kann man etwa von sieben bis acht Prozent
pro Jahr ausgehen. Sie selbst setzten bei beschränkten Eigenmitteln
über Fremdfinanzierung immense Hebel ein. Sie vergassen dabei,
dass der Leverageeffekt in beide Richtungen – nach oben und nach
unten – wirken kann. Leider muss man auch annehmen, dass
Geschäfte getätigt wurden, die sie aufgrund der Komplexität gar
nicht verstanden – eine Todsünde in jeder Branche.

Hier zeigen sich aber auch die Grenzen von Risikomanagement, von
Rechnungslegung und Revision. Sie versagen im Grunde genommen
in Extremsituationen. Eines der grossen Probleme dabei ist, dass
Bewertungen in nicht funktionierenden Märkten nicht mehr möglich
sind. Meines Erachtens ist es tragisch – und es müsste eigentlich zu
massivem Einschreiten der Überwachungsbehörden bis hin zur Ent-
ziehung der Betriebsbewilligung führen –, wenn eine Grossbank
zuerst grossspurig erklärt, sie habe im Geschäftsjahr 2007 fast keine
Verluste gemacht, wenige Tage später aber doch welche «findet».

Tagfertigkeit gilt sehr wahrscheinlich nur für KMU... Aber ich halte ja
True and Fair View eigentlich schon lange für ein modernes Märchen.

Ungesund finde ich im Übrigen, wenn einzelne Marktteilnehmer, die
vorher anscheinend die grossen Geschäfte gemacht und dabei ihre
Manager üppigst belohnt hatten, vom Staat gerettet werden. Dies
ist gegenüber den umsichtigen Unternehmen äusserst unfair und in
höchstem Masse wettbewerbsverzerrend. Die Fehlanreize, die auf
diese Weise für zukünftiges Verhalten geschaffen werden, können
gar nicht hoch genug veranschlagt werden.

Lieber halte ich mich daher an Thomas Mann, auch wenn man so
konservativ und nicht sehr kreativ erscheinen mag: «Sei am Tage mit
Lust bei den Geschäften, aber mache nur solche, dass Du des Nachts
ruhig schlafen kannst.»

Herzlich,
Ihr Herbert Mattle, Präsident veb.ch
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Dieter Pfaff, Prof. Dr. rer. pol., ist Ordinarius
für Betriebswirtschaftslehre am Institut für
Rechnungswesen und Controlling (IRC) der
Universität Zürich.

Durchführung einer Risikobeurteilung im Anhang

C
ontrollingMit und ab der Jahresrechnung 2008

müssen Kapitalgesellschaften – im Ein-
zelnen Aktiengesellschaften, GmbH
und Kommandit-AG – gemäss Art. 663b
Ziff. 12 OR Angaben über die Durchfüh-
rung einer Risikobeurteilung im An-
hang machen. Dies gilt unabhängig
davon, ob die Gesellschaft der ordentli-
chen oder eingeschränkten Revision
unterliegt. Von Gesetzes wegen betrof-
fen sind auch Stiftungen, die ein nach
kaufmännischer Art geführtes Gewerbe
betreiben, Kreditgenossenschaften so-
wie konzessionierte Versicherungsge-
nossenschaften. Der folgende Beitrag
behandelt offene Fragen und mögliche
Antworten.

Gegenwärtig offene Fragen

Was sich der Gesetzgeber unter den Anga-
ben über die Durchführung einer Risikobe-
urteilung vorstellt, ist im Obligationenrecht
in keiner Weise geregelt und daher derzeit
noch weitgehend unklar. Offen sind insbe-
sondere die folgenden Fragen:

Â Sollen sich die Angaben auf die Durch-
führung – dies ist der genaue Gesetzes-
wortlaut – beschränken, oder meint der
Gesetzgeber auch eine Offenlegung der
Ergebnisse der Risikobeurteilung?

Â Beziehen sich die Angaben auf die Risiko-
beurteilung im engeren Sinn – wiederum
der Wortlaut –, oder ist ein umfassendes
Risikomanagement gemeint, dessen Be-
standteil die Risikobeurteilung ist?

Â Sind nur die Risiken der Jahresrechnung
gemeint, oder sollen auch allgemeine Ge-
schäftsrisiken offengelegt werden?

Â Prüft die Revisionsstelle die Angaben nur
formal – zum Beispiel die Frage, ob die im
Anhang angegebene Art der Risikobeurtei-
lung tatsächlich stattgefunden hat – oder
auch inhaltlich, zum Beispiel die Frage, ob die
Risiken «true and fair» beurteilt wurden?

Antworten von Politikern

Die Bandbreite der möglichen Antworten ist
gross, so auch die bisher geäusserten Mei-

nungen. Die folgenden zwei Zitate mögen
dies verdeutlichen:

Nationalrat Adrian Imfeld, im Nationalrat,
am 16. Dezember 2005: «Der Verwaltungs-
rat bestätigt im Anhang zur Jahresrech-
nung, dass eine Auseinandersetzung mit
den Risiken der Gesellschaft stattgefunden
hat und dass die Risiken beurteilt worden
sind».

Nach Imfeld müssten Gesellschaften dann
weder konkrete Angaben zum Prozess der
durchgeführten Risikobeurteilung noch
Angaben zu konkreten Risiken machen:
eine Minimalforderung, die wohl ohne Infor-
mationsgehalt und Nutzen für die Adressa-
ten der Jahresrechnung ist. Aber auch der
Verwaltungsrat selbst sollte im Eigeninter-
esse über diese Minimallösung hinausge-
hen.

Alt-Bundesrat Christoph Blocher, im Stän-
derat, am 1. Dezember 2005: «Als Angaben
zur Durchführung einer Risikobeurteilung
genügen ein Sitzungsdatum und die Aussa-
ge, man habe über die Risiken gesprochen,
natürlich nicht; das ist zu wenig. Der Gesetz-
geber erwartet eine inhaltliche Auseinan-
dersetzung mit den Unternehmensrisiken».

Diese Forderung würde hingegen inhaltli-
che Angaben zum Prozess der Risikobeur-
teilung und die daraus resultierenden
Steuerungs- und Überwachungsmassnah-
men bedeuten. Weiterhin müssten wohl alle
wesentlichen Geschäftsrisiken beurteilt
werden. Davon könnten auch strategische
Risiken betroffen sein, die keinen unmittel-
baren Einfluss auf den gesellschaftsrechtli-
chen Abschluss der Berichtsperiode haben.

Position von Wirtschaftsprüfern

Eine mittlere Position nimmt der Berufs-
stand der Wirtschaftsprüfer ein (vgl. stellver-
tretend Moser/Stenz, 2007, und Eberle,
2008, mit weiteren Nachweisen). Zumin-
dest für KMU wird von namhaften Autoren
die Meinung vertreten, dass im Vergleich zur
reinen Vollzugsmeldung (Imfeld) ergänzen-
de inhaltliche Aussagen zum Prozess der
Risikobeurteilung notwendig sind und dass –
im Gegensatz zur Position Blocher – nur
Risiken offengelegt werden müssen, die

einen unmittelbaren Bezug zur gesell-
schaftsrechtlichen Jahresrechnung haben:
«Hier handelt es sich um wesentliche Risi-
ken, die im Zuge der Bilanzerrichtung und
besonders der Bewertung von Aktiven be-
ziehungsweise Verpflichtungen – ein-
schliesslich ausserbilanzielle – beurteilt be-
ziehungsweise  bewertet werden müssen»
(Moser/Stenz, 2007, S. 596).

Kommentar Böckli

Auch Böckli (2007) geht in seinem Kommen-
tar «Revisionsstelle und Abschlussprüfung
nach neuem Recht» davon aus, dass das
Risiko im Sinne von Art. 663b Ziff. 12 OR das
Risiko einer wesentlichen Fehlaussage in der
Jahres- oder Konzernrechnung betrifft. Da
sich der Anhang definitionsgemäss auf Er-
läuterungen zum Jahresabschluss bezieht,
ist dem uneingeschränkt zuzustimmen.
Andernfalls müssten die Angaben zur Risiko-
beurteilung statt im Anhang streng genom-
men im Jahresbericht (Lagebericht) aufge-
führt sein, der aber wiederum nicht prü-
fungspflichtig ist.

Nach herrschender Meinung müssen daher
– zumindest bei KMU – keine Angaben zur
Beurteilung (allgemeiner) Geschäftsrisiken
eines Unternehmens gemacht werden.
Weiterhin wird der Standpunkt vertreten,
dass der Abschlussprüfer seine Prüfungs-
handlungen – wie auch in den parlamenta-
rischen Beratungen gefordert – auf die
formellen Aspekte der Risikobeurteilung
konzentrieren wird (Moser/Stenz, 2007, S.
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598). Dazu gehört aber die Überprüfung, ob
die im Anhang gemachten Angaben tat-
sächlich stattgefunden haben. Wenn also
eine Gesellschaft angibt, sie habe die we-
sentlichen Risiken in einer Risikolandkarte
nach Schadensausmass und Eintrittswahr-
scheinlichkeit zusammengestellt und be-
wertet, unterliegt diese Aussage der Über-
prüfung. Notwendig ist auch, dass alle von
der Regelung betroffenen Unternehmen
die Durchführung der Risikobeurteilung
schriftlich dokumentieren. Ansonsten kann
die Revisionsstelle die Aussage nicht einmal
formell prüfen.

Bezüglich Umfang und Detaillierung der
Angaben im Anhang dürften vor allem die
Art, Grösse, Komplexität und Risikosituation
des Unternehmens bestimmend sein. Der
veb.ch hat einen Leitfaden-Entwurf zu den
Angaben über die Risikobeurteilung in die
Vernehmlassung geschickt, der im Folgen-
den wiedergegeben wird. Die veb.ch-Emp-
fehlungen orientieren sich dabei vor allem
an der Grösse des Unternehmens, klassifi-
ziert nach Mitarbeiterzahl, Umsatz und Bi-
lanzsumme. Gemäss nachfolgender Unter-
scheidung, die sich an der Klassifikation des
Bundesamts für Statistik unter Zuhilfenah-
me der gesetzlichen Grössenkriterien für
wirtschaftlich bedeutende Unternehmen
ausrichtet, haben Kleinstunternehmen bis
zu zehn Vollzeitäquivalente, Kleinunterneh-
men zwischen elf und 50, mittlere Unter-
nehmen zwischen 51 und 249, Grossunter-
nehmen 250 und mehr Vollzeitäquivalente.

veb.ch-Leitfadenentwurf

Formulierungsbeispiele für die Angaben
gemäss Art. 663b Ziff. 12 OR  (Erklärung des
Verwaltungsrats im Anhang).

Kleinstunternehmen sowie kleine/mittlere
Unternehmen unter 20 Mio. Umsatz oder/
und 10 Mio. Bilanzsumme
«Der Verwaltungsrat hat periodisch ausrei-
chende Risikobeurteilungen vorgenommen
und allfällige sich daraus ergebende Mass-
nahmen eingeleitet, um zu gewährleisten,
dass das Risiko einer wesentlichen Falsch-
aussage in der Rechnungslegung als klein
einzustufen ist.»

Kleinstunternehmen sowie kleine/mittlere
Unternehmen über 20 Mio. CHF Umsatz
und/oder 10 Mio. CHF Bilanzsumme
«Um die Übereinstimmung des Jahresab-
schlusses des Unternehmens mit den anzu-
wendenden Rechnungslegungsregeln und
die Ordnungsmässigkeit der Unterneh-

mensberichterstattung zu gewährleisten,
haben wir interne Vorkehrungen getrof-
fen. Diese beziehen sich auf zeitgemässe
Buchhaltungssysteme und -abläufe ebenso
wie auf die Erstellung des Jahresabschlus-
ses. Im abgelaufenen Geschäftsjahr haben
wir keine Risiken identifiziert, die zu einer
dauerhaften oder wesentlichen Beein-
trächtigung der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage führen könnten.»

Grosse Unternehmen (250 und mehr Voll-
zeitäquivalente sowie über 20 Mio. CHF
Umsatz oder 10 Mio. CHF Bilanzsumme)
sowie Unternehmen, die eine Konzernrech-
nung erstellen müssen
«Um die Übereinstimmung des Jahresab-
schlusses des Unternehmens beziehungs-
weise des Konzerns mit den anzuwenden-
den Rechnungslegungsregeln und die Ord-
nungsmässigkeit der Unternehmens- bezie-
hungsweise Konzernberichterstattung zu
gewährleisten, haben wir wirksame interne
Kontroll- und Steuerungssysteme einge-
richtet, die regelmässig durch die interne
Revision geprüft werden. Das Unterneh-
men/der Konzern trifft bei der Bilanzierung
und Bewertung Einschätzungen und An-
nahmen bezüglich der Zukunft. Die Schät-
zungen und Annahmen, die ein signifikantes
Risiko in Form einer wesentlichen Anpas-
sung der Buchwerte von Vermögen und
Schulden innerhalb des nächsten Ge-
schäftsjahrs darstellen, sind unter den ein-
zelnen Positionen im Anhang dargestellt.
Insgesamt wurden im abgelaufenen Ge-
schäftsjahr aber keine Risiken identifiziert,
die zu einer dauerhaften oder wesentlichen
Beeinträchtigung der Vermögens-, Finanz-
und Ertragslage des Unternehmens bzw.
des Konzerns führen könnten.»

Für grosse Unternehmen und Konzerne
empfiehlt es sich weiterhin, über die gesetz-
lichen Anforderungen hinaus zu gehen und
den Jahres- beziehungsweise Konzernbe-
richt (Lagebericht) um einen Risikobericht zu
ergänzen. Dieser sollte sich mit dem Risiko-
management des Unternehmens bezie-
hungsweise des Konzerns auseinanderset-
zen und folgende Komponenten aufweisen:

Â Ziele des Risikomanagements, zum Bei-
spiel  frühestmögliche Identifikation von Ri-
siken, Ergreifen von Massnahmen, die ge-
eignet sind, geschäftliche Einbussen zu be-
grenzen, Existenzsicherung des Unterneh-
mens,

Â Organisation, Zuständigkeit und Instru-
mente des Risikomanagements, zum Bei-

spiel Verweis auf die Anwendung aner-
kannter Standards wie dem Rahmenwerk
Enterprise Risk Management (ERM) des
COSO,

Â Interne Kontrolle: Verweis auf das IKS
des Unternehmens/Konzerns,

Â Beschreibung der Veränderung der Risi-
kostruktur im laufenden Geschäftsjahr,
zum Beispiel besondere finanzwirtschaftli-
che Risiken wie Währungs-, Zinsänderungs-
und Preisrisiken, Liquiditätsrisiken, Bonitäts-
und Ausfallrisiken, Konjunkturrisiken, Risi-
ken in politisch instabilen Ländern, Beschaf-
fungsmarktrisiken, Absatzmarktrisiken,
Regulierungsrisiken, Risiken aus komplexen
Grossprojekten, operationelle Risiken wie
Risiken aus IT, Betriebsunterbruch, Know-
how-Verlust, Pandemie, Qualitätsmängeln,
Rechts- oder Gesetzesverletzungen etc.,

Â Beurteilung des Gesamtrisikos, zum Bei-
spiel könnte man sich folgenden Wortlaut
vorstellen: «Auf Basis der derzeit verfügba-
ren Informationen bestehen nach unserer
Einschätzung gegenwärtig und in absehba-
rer Zukunft keine wesentlichen Einzelrisi-
ken. Auch die Gesamtsumme der einzelnen
Risiken gefährdet nicht den Fortbestand des
Unternehmens bzw. des Konzerns».

Publikumsgesellschaften
Bei Publikumsgesellschaften empfiehlt sich
grundsätzlich dieselbe situations- und be-
nutzergerechte Offenlegung von Risiken
wie bei Grossunternehmen. Darüber hinaus
sind aber auch die Auflagen durch nationale
Börsen- und Aufsichtsvorschriften sowie
eventuell internationale Standards zu be-
folgen.                ÂÂÂ

Literaturhinweise
Böckli, P. (2007): Revisionsstelle und Ab-
schlussprüfung nach neuem Recht, Zürich.
Eberle, R. (2008): Angaben über die Durch-
führung einer Risikobeurteilung, in: Finanz-
und Rechnungswesen: Jahrbuch 2008,
hrsg. von C. Meyer und D. Pfaff, Zürich etc.,
S. 63-91.
Moser, H./Stenz, T. (2007): Angaben über
die Durchführung einer Risikobeurteilung:
Art. 663b Ziff. 12 OR, in: Der Schweizer
Treuhänder, Heft 9, S. 591-600.
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Im folgenden Beitrag stellen wir die Be-
deutung von Kosteninformationen für
den Export heraus. Empirische Studien
belegen, dass die Kosten eines Produkts
massgeblich bei der Preisbildung im Ex-
port herangezogen werden (Sander
1997, S. 98f., 148f., Sander 2001).

Eigentlich stimmt jeder zu: Nur Kosten,
welche die zu exportierenden Leistungen
verursachen, sollten ihnen zugerechnet
werden. Dennoch stellt man in der Praxis
häufig anderes fest: Unternehmen kalkulie-
ren sich mit einer Cost-plus-Preisbildung aus
dem Markt. So nehmen sich viele Unterneh-
men die Chancen des Exports. Controlling
kann hier helfen.

Aufgabe des Controllings:
Entscheidungsunterstützung

Wichtige Aufgabe des Controllings ist die
Entscheidungsunterstützung. Dazu gehört
auch die Versorgung mit Informationen. Es
geschieht nicht von selbst, dass die (richti-
gen) Informationen im Unternehmen flies-
sen. Beispielsweise müssen die Produkti-
onsmöglichkeiten und die Absatzmöglich-
keiten bei der Unternehmensplanung zu-
sammengeführt werden. Die Spezialisten
der beiden Bereiche müssen ihre Kenntnis-
se in geeigneter Weise nutzen, um das
bestmögliche Ergebnis zu erreichen. Ein all-
zu bekanntes «Können wir nicht!» ent-
puppt sich meist als ein «Das haben wir noch
nicht probiert.»

Doch die Informationsversorgung bleibt
nicht an den Unternehmensgrenzen ste-
hen. Wir  unterscheiden interne als auch
externe Informationsversorgung. Interne
Informationen betreffen beispielsweise Ka-
pazitäten, Kosten- und Erlösinformationen.
Eine Quelle externer Informationen ist die
Marktforschung. Sie stellt dem Unterneh-
men Kenntnisse über Märkte (Kunden,
Kundenwünsche, Mitbewerber, Preise,
Zahlungsbereitschaft, Volumina) zur Verfü-
gung.

Aus diesen Kenntnissen müssen Markt-
chancen erkannt sowie Strategien entwik-
kelt und umgesetzt werden. Controlling
sorgt dafür, dass die verschiedenen Infor-
mationsquellen genutzt werden und die
Informationen an die richtigen Stellen ge-
langen.

Erfolge im Export mit marktorientiertem Controlling

Marktorientiertes Controlling

Marktorientiertes Controlling ist die Unter-
stützung der marktorientierten Unterneh-
mensführung.  Beim Konzept der marktori-
entierten Unternehmensführung teilen die
Entscheidungsträger die Leitidee, das Un-
ternehmen an den Erfordernissen des
Marktes und der Kunden auszurichten. Es
gilt das Prinzip des «Denkens-vom-Markt-
her». Marktorientiertes Controlling soll die
auf den Absatzmarkt gerichtete Führung
unterstützen. Dazu gehört beispielsweise,
Instrumente bereitzustellen, die eine derart
gelagerte Entscheidungsunterstützung er-
leichtern. So hat die Verarbeitung von
Marktinformationen hohe Priorität.

Was ist der richtige Preis?

Zum marktorientierten Controlling am Bei-
spiel des Exports von Konsumgütern: Expor-
te öffnen einem Unternehmen weltweit
Wachstumschancen. Zahlreiche erfolgrei-
che Unternehmen sind erfolgreich, weil sie
exportieren. Simons Studien zu den «hidden
champions» belegen dies (vgl. Simon 2007).
Diese Unternehmen schaffen Wachstum
nicht durch die Ausbreitung und damit
manchmal Verwischung ihres Angebots im
angestammten Markt, sondern durch den
Export in alle Welt. Dadurch erzielen sie
Wettbewerbsvorteile vor anderen Unter-
nehmen. Sie verbreiten ihre «besten Fähig-
keiten» und halten damit mögliche Wettbe-
werber fern.

Eine zentrale Frage des Exports stellt sich
beim Preis. Der Preisbildung für Export-
märkte wurde in der einschlägigen Literatur
im Vergleich zu anderen Instrumenten des
Marketing-Mix wenig Beachtung ge-
schenkt. Dabei stellt der Preis einen bedeu-
tenden Hebel für den wirtschaftlichen Er-
folg dar. Ein marktorientiertes Controlling
arbeitet diese Chancen des Preises im jewei-
ligen Exportmarkt heraus.

Betrachten wir das Beispiel eines französi-
schen Konsumgüterherstellers. Dieser Kon-
sumgüterhersteller (Lebensmittel) hat sich
im Heimatmarkt eine respektable Markt-
position erarbeitet. Der nächste Wettbe-
werber hat einen über 20 Prozentpunkte
geringeren Marktanteil. Dennoch spielt der
Marktführer in Frankreich in Auslandmärk-
ten keine Rolle. Seine im Heimatmarkt «so

unbedeutenden» Wettbewerber machen
das Geschäft im Ausland. Wann werden
diese ihn auch in Frankreich bedrängen?

Zurück zur Fragestellung der Preisbildung.
Unser Beispielunternehmen setzte sich das
Ziel, ein Exportgeschäft aufzubauen. Doch
es stellt fest, dass seine Preise im Auslands-
markt nicht wettbewerbsfähig – zu hoch –
sind, zumindest in einigen Ländermärkten.
In Europa ist das meist der deutsche Markt,
während Grossbritannien für viele Konsum-
güterhersteller ein einfacher und attrakti-
ver Markt von der preislichen Seite zu sein
scheint. Woher kommt das? In Grossbritan-
nien herrscht ein eher hohes Preisniveau im
Endverbrauchermarkt, so dass die Konsum-
güterhersteller bei den Einzelhandelsunter-
nehmen vergleichsweise hohe Preise erzie-
len können. Das Endverbraucherpreis-
niveau in Deutschland ist aufgrund seiner
Marktstruktur sehr niedrig. Folglich sind die
preislichen Spielräume der Hersteller gerin-
ger.

Worin liegen die Ursachen, dass sich der
Marktführer aus Frankreich gegenüber
seinen französischen Wettbewerbern im
Ausland nicht durchsetzen kann? In diesem
Fall lassen sich die Gründe nicht aus der
Marktposition der konkurrierenden Unter-
nehmen im Ausland ableiten. Die Hersteller
sind im Ausland nicht unter ihrer Marke
bekannt, so dass ein Konsument Produkte
des einen oder anderen Herstellers auf-
grund seiner Marke bevorzugen würde.
Der Grund liegt vielmehr darin, dass der

Volker Trauzettel, Prof. Dr. oec. publ. ist
Inhaber des Lehrstuhls für Handelsbetriebs-
lehre an der Hochschule Pforzheim.
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Europa, Asien und Nordamerika. Die Mitar-
beiter in diesem Center werden als «Repor-
ter» bezeichnet. Im Gegensatz zum Con-
troller, der als Business Partner des Manage-
ments dient, ist der Reporter für den Betrieb
der Controlling-Systeme und die Aufberei-
tung der Standardreports verantwortlich.
Zentrale Herausforderung dabei ist es,
transaktionale Prozesse in Richtung Effizi-
enz zu rationalisieren und entscheidungsre-
levante, nutzenstiftende Prozesse in Rich-
tung Effektivität zu optimieren (Hoffmann
& Scheffner, 2007, S. 25). Dies wird mit der
organisatorischen Trennung zwischen «Re-
portern» und «Controllern» erreicht.

Erfahrungsberichte

Die Studienergebnisse zeigen, dass Unter-
nehmen, welche bereits Reorganisationen
im Finanz- oder Controllingbereich durch-
geführt haben, Risiken und Nutzen positiver
beurteilen als andere Unternehmen (Hor-
váth & Partners, 2008, S. 13). Hinsichtlich der
Kostensenkungsziele wurden die Erwar-
tungen für 64 % der Unternehmen vollstän-
dig oder weitgehend erfüllt. Für 63 % der
Unternehmen werden die Informationen
nun zielgerichteter bereitgestellt. Durch die

Reorganisationen können sich 60 % der
Studienteilnehmer verstärkt auf ihr Kern-
geschäft konzentrieren. Dagegen konnte
weniger als die Hälfte der Unternehmen
ihre Controller zufriedenstellend von opera-
tiven Tätigkeiten entlasten, um mehr Raum
für wertsteigernde, beratende Aufgaben
zu schaffen. Wie das Bespiel des «Con-
trolling Information Centers» der UBS zeigt,
liess sich neben einer signifikanten Effizienz-
steigerung zugleich die Adressatenzufrie-
denheit gegenüber Accounting und Con-
trolling auf 82% deutlich erhöhen (Keller
& Krugmann, 2006, S. 217). Neben einer
klaren Definition der Strategie und einer
klaren Vorgehensweise bei der Implemen-
tierung ist auch die Kommunikation mit den
betroffenen Einheiten ein wichtiger Er-
folgsfaktor der Reorganisation.

Trends

Durch die Studienergebnisse wird deutlich,
dass die Zentralisierung die dominierende
Reorganisationsform für Finanz- und Con-
trollingprozesse ist und sich auch in Zukunft
einer weiten Verbreitung erfreuen wird. Die
Reorganisationsform «Shared Service Cen-
ter» wird nach Meinung der Studienteilneh-

mer erhebliches Wachstum verzeichnen.
37% der Unternehmen können sich zu-
künftige Shared Services für Controlling-
prozesse vorstellen (Horváth & Partners,
2008, S. 16ff.). Dem Outsourcing, der «ra-
dikaleren» Reorganisations-Alternative,
schlägt Skepsis entgegen. Im Allgemeinen
verstärkt sich ebenso der Trend zur Stand-
ortverlagerung, wobei sich vor allem West-
und Osteuropa als vielversprechende Re-
gionen erwiesen haben. Die Controlling-
prozesse folgen den Finanzprozessen erst
in einer zweiten «Welle der Industrialisie-
rung».               ÂÂÂ
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Abb. 1: Organisationsformen für Finanz- und Controllingprozesse (Quelle: Horváth & Partners, 2008, S. 7)

Wird eine der Organisationsformen
für Finanz- beziehungsweise Controllingprozesse angewandt?

* Angaben in Prozent: Die Prozentangaben spiegeln den Anteil der Unternehmen, die Finanz- beziehungsweise Controllingprozesse
in der entsprechenden Form organisieren. Mehrfachnennung war möglich.

Finanzprozesse: 97 %

Controllingprozesse: 93 %

Finanzprozesse* Controllingprozesse*

87 % 51 % 23 %

Zentralisierung Shared Ser-
vice Center

Outsourcing

96 % 29 % 1 %

Zentralisierung Shared Ser-
vice Center

Outsourcing
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schaftliche Oberassistentin am Institut für
Rechnungswesen und Controlling (IRC) der
Universität Zürich.

Der neue Schweizer Prüfungsstandard (PS 890)

Basierend auf der gesetzlichen Neure-
gelung zur Prüfung des Internen Kon-
trollsystems (IKS) im Rahmen der or-
dentlichen Jahresabschlussprüfung in
Art. 728a Abs. 1 Ziff. 3 OR hat die Treu-
hand-Kammer einen eigenständigen
Prüfungsstandard erarbeitet, der den
Revisionsstellen als Leitlinie zur Ausge-
staltung ihrer neuen Prüfungstätigkeit
dienen soll. Im Folgenden werden die
wesentlichen Grundsätze dieses neuen
Schweizer Prüfungsstandards «Prüfung
der Existenz des internen Kontrollsys-
tems (PS 890)» dargestellt. Dieser gilt für
Prüfungen der Existenz des IKS für Peri-
oden, die am 1. Januar 2008 oder danach
beginnen.

Zweck, Aufbau und Inhalt des
Prüfungsstandards

Zweck des neuen Prüfungsstandards ist die
Umschreibung des Vorgehens zur Erlan-
gung eines Prüfungsurteils über die Existenz
eines IKS nach Art. 728a Abs. 1 Ziff. 3 OR. Der
Standard, welcher von der Revisionsstelle
zwingend bei allen Prüfungen anzuwenden
ist, bei denen die Existenz des IKS gemäss
Art. 728a Abs. 1 Ziff. 3 OR zu prüfen ist,
gliedert sich in zwei unterschiedliche Kapi-
tel.

Kapitel A. «Allgemeine Erläuterungen»
stellt zunächst die Aspekte dar, die für das
Verständnis der «Existenzprüfung» nach
Art. 728a OR erforderlich sind. In diesem
Kapitel finden sich neben notwendigen De-
finitionen auch Erläuterungen zu den Auf-
gaben und Verantwortlichkeiten in Bezug
auf das IKS, zur Ausgestaltung und Prüfbar-
keit des IKS und zur Abgrenzung der «Prü-
fung der Existenz des IKS» nach Art. 728a
Abs. 1 Ziff. 3 OR zur «Berücksichtigung des
IKS bei der Bestimmung des Prüfungsum-
fanges der Abschlussprüfung» nach Art.
728a Abs. 2 OR. In Kapitel B. «Prüfung der
Existenz des IKS» sind sodann Ausführungen
über die Prüfungshandlungen zu finden, die
erforderlich sind, damit die Revisionsstelle
die vom Gesetz verlangte Existenz des IKS
bestätigen kann. Abgehandelt werden dort
auch Spezialfragen – so unter anderem die
Häufigkeit, der Zeitpunkt und die Doku-
mentation der Prüfung – sowie Fragen im

Zusammenhang mit der Berichterstattung
und der Prüfung der Existenz des IKS im
Konzern.

Gegenstand der Prüfung

Als wesentliche Kernaussage des Prüfungs-
standards ist zunächst festzuhalten, dass
das IKS zukünftig nicht mehr nur als ein
Bestandteil der allgemeinen Jahresab-
schlussprüfung, sondern neu als ein separa-
ter und eigenständiger Prüfungsgegen-
stand zu betrachten ist. Dies wird damit
begründet, dass das IKS als Teil des Prü-
fungsauftrages und der Berichterstattung
ausdrücklich im Gesetzestext genannt wird
und die Prüfung des IKS zum Zweck der
Durchführung und der Festlegung des Um-
fangs der Abschlussprüfung nochmals sepa-
rat in Art. 728a Abs. 2 OR zum Ausdruck
kommt (vgl. hierzu PS 890, Ziffer VI. d) und
i)).

Grundsätzlich sehen Prüfungsstandards zur
Abschlussprüfung vor, dass zwei in ihrer Art
unterschiedliche Methoden zur Erlangung
von Prüfungsnachweisen möglich sind: die
verfahrens- und die ergebnisorientierte
Prüfung. Während sich der Abschlussprüfer
bei der verfahrensorientierten Methode ein
Bild von der Qualität und Verlässlichkeit der
Kontrollen zur Verhinderung und Aufde-
ckung wesentlicher falscher Angaben in der
finanziellen Berichterstattung macht und
somit Prüfungsnachweise über die Verläss-
lichkeit des Systems gewinnt, bezieht sich
die ergebnisorientierte Prüfung auf einen
einzelnen Posten der Jahresrechnung und
dessen buchhalterische Darstellung (Be-
stand, Bewertung oder Transaktion). Der
Einbezug des IKS in die Abschlussprüfung
dient der Frage, ob und in welchem Ausmass
verfahrens- und/oder ergebnisorientierte
Prüfungshandlungen zur Erreichung des
Prüfungsziels angewendet werden sollen.
Der Abschlussprüfer erhält aus dieser ersten
Beurteilung des IKS in der Regel noch keine
Prüfungssicherheit mit Bezug auf die Exis-
tenz des IKS. Beabsichtigt er, sich auf verfah-
rensorientierte statt oder in Ergänzung zu
ergebnisorientierten Prüfungshandlungen
abzustützen, muss er den Prüfungsumfang
in jenen Prüfungsgebieten, in denen eine
verfahrensorientierte Prüfung erfolgen soll,
um geeignete Prüfungshandlungen ergän-

zen. Mit diesen sollen das dauernde und
richtige Funktionieren und mithin die Wirk-
samkeit der Kontrollen in diesen Bereichen
überprüft werden. Andernfalls ist es erlaubt
und in einfachen Verhältnissen auch nicht
unüblich, die Prüfung der Jahresrechnung
vorwiegend mit ergebnisorientierten Prü-
fungshandlungen durchzuführen (vgl. PS
890, Ziffer VI. b) und f)).

Die Ergebnisse von verfahrensorientierten
Prüfungshandlungen im Rahmen der Ab-
schlussprüfung werden für die Prüfung der
Existenz des IKS verwendet. Stützt sich der
Abschlussprüfer in bestimmten Bereichen
auf verfahrensorientierte Prüfungshand-
lungen ab, so sind für diese Bereiche in der
Regel keine weiteren Prüfungshandlungen
zur Bestätigung der Existenz des IKS erfor-
derlich. In Gebieten, wo der Abschlussprüfer
vorwiegend ergebnisorientiert eine ange-
messene Prüfungssicherheit erlangt, hat er
dagegen für die Prüfung der Existenz des
IKS nach Art. 728a Abs. 1 Ziff. 3 OR zusätz-
liche Prüfungshandlungen vorzunehmen
(vgl. PS 890, Ziffer VI. c) und g)), denn im
Unterschied zur Abschlussprüfung wird der
Abschlussprüfer bei der Existenzprüfung
nun auch eine ausreichende Prüfungssi-
cherheit gewinnen müssen, um ein Urteil
über die Existenz des IKS – wie vom Gesetz-
geber so gewollt – speziell bezogen auf die
finanzielle Berichterstattung in seiner Ge-
samtheit abgeben zu können. Dies bedeu-
tet, dass bei der IKS-Existenzprüfung, so-
wohl auf Unternehmens- als auch auf Pro-
zess- und IT-Anwendungsebene, ebenfalls
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Peter Rosenberger, Zufikon AG, dipl. Ex-
perte in Rechnungslegung und Controlling,
geschäftsführender Partner des SAP-Bera-
tungsunternehmens AIT-Avantgarde Infor-
mation Technology, Vaduz, Fachvorstand
der mündlichen Prüfung für Experten in
Rechnungslegung und Controlling und Do-
zent an der Fachhochschule Aargau für
Wirtschaftsinformatik

Kapitalkonsolidierung: Globale Systemeinstellungen

Im vorliegenden ersten Teil des SAP-
Beitrages über Kapitalkonsolidierung
betrachten wir so genannten globalen
Einstellungen im System. Wir verzichten
bewusst darauf, die allgemeinen be-
triebswirtschaftlichen Ausführungen
zum Thema der Kapitalkonsolidierung
vorzustellen. Dies würde den Rahmen
unserer Beitragsreihe eindeutig spren-
gen. Wir beschränken uns somit auf die
systemtechnischen Funktionalitäten
dieser SAP-Komponente.

Kapitalkonsolidierung im System

Das System unterstützt uns bei einer Viel-
zahl von automatischen Buchungen. Wir
können zum Beispiel die bei der Erstkonso-
lidierung ermittelten stillen Reserven, Las-
ten und/oder den Goodwill planmässig im
Zeitablauf fortschreiben. Auch bei komple-
xen Fragestellungen der Kapitalkonsolidie-
rung wie beispielsweise bei einer Teil- oder
Vollabgangsbuchung oder einer Über-
gangskonsolidierung unterstützt uns diese
Komponente. Für sämtliche automatischen
Buchungen sind im System Positionen zu
hinterlegen, auf welchen diese Vorgänge
vom System erfasst werden.

Im Einstellungs-Arbeitsschritt «Nutzung der
Kapitalkonsolidierung» legen wir fest, in
welchem Umfang die Kapitalkonsolidie-
rungsmassnahmen vom System vorgenom-
men werden sollen. Wir aktivieren also nur
solche Einstellungen, welche für die Durch-
führung einer konkreten Konsolidierungs-
massnahme notwendig sind. Bei Verwen-

dung von mehreren Sichten ist es notwen-
dig, für jede Sicht Angaben zur Nutzung der
Kapitalkonsolidierung zu machen.

Einbeziehungsarten

Als Einbeziehungsart wird im SAP die Kon-
solidierungsmethode für eine bestimmte
verstanden. Folgende Möglichkeiten ste-
hen zur Verfügung:

Â Vollkonsolidierung
Â Quotenkonsolidierung
Â Equitykonsolidierung
Â Interessenzusammenführung
Â Komplementär-Konsolidierung
Â At-cost-Konsolidierung

Weiter sind Angaben zu machen, ob ein
Kapitalspiegel erstellt werden soll. Mit dem
Kennzeichen «Gewinnverwendung» legen
wir fest, ob die im Zuge der Kapitalkonsoli-
dierung in der Bilanz erfolgte Eliminierung
der Eigenkapitalpositionen auch in einer
gegebenenfalls zu erstellenden Gewinnver-
wendungsrechnung durchgeführt werden
soll. Soll eine Korrektur erfolgen, müssen wir
in den Systemeinstellungen die entspre-
chenden Gewinnverwendungspositionen
für den Konzern- und Minderheitenanteil
angeben.

Weitere Einstellungen

Â Stille Reserven / Lasten
Â Goodwill Abschreibung
Â Goodwill direkte Verrechnung
Â Goodwill ratierliche Verrechnung
Â Negativer Goodwill Abschreibung

Â Negativer Goodwill direkte Verrech-
nung
Â Negativer Goodwill ratierliche Ver-
rechnung
Â Negatives Eigenkapital

Wir legen fest, welche Behandlungsalterna-
tiven bezüglich des (negativen) Goodwill,
der stillen Reserven / Lasten sowie des nega-
tiven Eigenkapitals in einer bestimmten
Sicht zulässig sind. Selbstverständlich sind
die hier aufgeführten Funktionalitäten mit
den jeweiligen betriebswirtschaftlichen Be-
dürfnissen des Konzerns abzustimmen.
Wird eine Sicht als legale Konsolidierung

IFRIC Update

Das IFRIC – International Financial Reporting
Interpretations Committee diskutierte in
seiner letzten Sitzung die Interpretations-
entwürfe IFRIC D21 «Real Estate Sales» und
IFRIC D22 «Hedges of a Net Investment in a

Foreign Operation». Weitere Punkte der
Agenda waren IAS 7 (Kapitalflussrechnun-
gen), IAS 19 (Leistungen an Arbeitnehmer),
IAS 23 (Fremdkapitalkosten), IAS 37 (Rück-
stellungen, Eventualschulden und Eventual-
forderungen) und IAS 39 (Finanzinstrumen-
te: Ansatz und Bewertung). Am 17. Januar
2008 veröffentlichte das IFRIC den Interpre-
tationsentwurf IFRIC D23 «Distribution of
Non-cash Assets to Owners» und IFRIC D24
«Customer Contributions».

Sonstiges

IASC Foundation: Die Trustees der IASCF
diskutieren gegenwärtig kritisch ihre Sat-
zung, um die Organisation zu stärken. Im
Dezember 2007 entschied das IASCF, dass
im IFRIC zusätzliche Personen aus der Praxis
vertreten sein sollen.

Deshalb wird es von zwölf auf 14 Mitglieder
vergrössert.             ÂÂÂ

Fortsetzung von Seite 15
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verwendet, ist diese mit den üblichen Regel-
werken IFRS und US-GAAP in Einklang zu
bringen. Gemäss IFRS wird der Goodwill
abgeschrieben. Somit müssen wir nur die
Behandlungsalternative «Abschreibung»
aktivieren. Die Funktionalitäten der Ver-
rechnung bleiben in dieser Sicht inaktiv.

Weiter ist an dieser Stelle anzugeben, ob die
Einstellungen zur Goodwillbilanzierung ein-
heitlich über diesen Schritt der globalen
Definition erfolgen und somit für alle Einbe-
ziehungsarten die gleichen Buchungsposi-
tionen vorgesehen werden. Alternativ ist
die Behandlung individuell über die jeweilige
Methodendefinition möglich. Um insbeson-
dere die Equity-Methode nach der «One-
Line-Methode» abzubilden zu können, ist
eine differenzierte Einstellung über die
Methodeneinstellung notwendig.

Art der Beschaffung der Meldedaten

Unter diesem Punkt halten wir fest, welche
Informationen das System benötigt, um die
umfangreichen betriebswirtschaftlichen
Vorgänge automatisch durchführen zu
können. Wir sprechen hier von Beteiligungs-
beziehungen, Kapitalverhältnissen bei den

einzubeziehenden Konsolidierungseinhei-
ten und den Komponenten der Equity-Fort-
schreibung als Veränderungen im Zeitab-
lauf. Wir haben die Möglichkeit, diese Mel-
dedaten der Kapitalkonsolidierung manuell
(jedes Jahr) im System zu erfassen oder
automatisch von der Datenbank zu lesen.
Eine Kombination beider Möglichkeiten
kommt in der Praxis oft vor.

Behandlung stiller Reserven / Lasten

Wir legen fest, ob stille Reserven nur für den
Konzernanteil oder auch für den Minderhei-
tenanteil aufgedeckt werden. Andererseits
kann differenziert werden, ob die Aufdek-
kung stiller Reserven auf einen bestehenden
aktiven Unterschiedsbetrag aus der Kapital-
konsolidierung beschränkt sein soll oder ob
stille Reserven/Lasten immer vollständig auf-
gedeckt werden und somit gegebenenfalls
aus einem positiven ein negativer Unter-
schiedsbetrag entstehen kann.

Wird die Aufdeckung der stillen Reserven
auf einen aktiven Unterschiedsbetrag be-
schränkt, kann diese entweder nach Priori-
tät oder proportional erfolgen. Bei einer
Aufdeckung nach Priorität werden bei-

In English, please!
Fachbegriffe verstehen und richtig anwenden

Ohne englische Fachbegriffe geht heute auch im Finanz-
und Rechnungswesen, im Controlling und in der Rech-
nungslegung nichts mehr. Da ist es für alle ein Muss,  die
wichtigsten Begriffe zu verstehen und korrekt anzuwen-
den. Der veb.ch bietet vier einzeln belegbare Kursabende
unter anderem zu den Themen Auditing und Manage-
ment Accounting  an. Unterrichtssprache ist Deutsch, der
Preis ist vorteilhaft, und die Seminarabende werden rasch
ausgebucht sein. Reservieren Sie gleich einen Platz auf
www.veb.ch!

Lagerstrasse 1, Postfach 1262
8021 Zürich
Telefon 043 336 50 30
www.veb.ch, info@veb.ch

Dienstag, 10.6.2008: «Financial Accounting»
Montag, 16.6.2008: «Auditing»
Dienstag, 1.7.2008: «Taxes»
Freitag, 11.7.2008: «Management Accounting»

spielsweise erst so weit wie möglich die
stillen Reserven im Bereich der Grundstücke
aufgedeckt, bevor diese bei immateriellen
Vermögenswerten oder im Sachanlagever-
mögen berücksichtigt werden.

Schlusswort

In diesem Beitrag haben wir den Einstieg in
die Kapitalkonsolidierung vollzogen. Wir
haben gesehen, dass bereits bei den globa-
len Einstellungen eine Vielzahl von Möglich-
keiten durch das System angeboten wird.
Dieses Angebot ist einerseits sehr reichhal-
tig, auf der anderen Seite verlangt es von
uns sehr viel betriebswirtschaftliches Wissen
und Können in diesem Thema. An dieser
Stelle muss erwähnt werden, dass es viel-
leicht deswegen sehr wenig Beraterkapazi-
täten auf diesem Gebiet gibt. Dies ist viel-
leicht auch der Grund, warum sich diese
SAP-Komponente noch nicht so in der Praxis
durchgesetzt hat, wie sie es eigentlich ver-
dient hätte.

In der nächsten Ausgabe beschäftigen wir
uns mit dem Thema der Methodendefinition
der Kapitalkonsolidierung und gehen etwas
tiefer auf die einzelnen Vorgänge ein. ÂÂÂ
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An den US-Börsen ist vor kurzem eine
neue Regelung in Kraft getreten, die es
ausländischen Unternehmen erlaubt,
ihre Abschlüsse nach IFRS einzureichen,
ohne wie bisher eine Überleitung auf die
US-GAAP erstellen zu müssen.

Abschaffung der Überleitungsrech-
nung für IFRS-Bilanzierer in den USA

In den USA forderte die US-Börsenaufsichts-
behörde Securities and Exchange Commis-
sion (SEC) bisher für börsenkotierte Unter-
nehmen die Aufstellung des Jahresabschlus-
ses nach US-GAAP.

Für ausländische Unternehmen an den US-
Börsen bestand die Möglichkeit, ihren Jah-
resabschluss, der beispielsweise gemäss na-
tionaler Regelungen oder IFRS aufgestellt
wurde, auf die US-GAAP überzuleiten («Re-
conciliation»). Die SEC hatte im Juli 2007
einen Regelungsvorschlag publiziert, der die
Abschaffung der Pflicht zur Aufstellung ei-
ner Überleitungsrechnung von IFRS-Ab-
schlüssen auf die US-GAAP vorsah. Nach
Auswertung der eingegangenen Stellung-
nahmen hat die SEC im November 2007
dem Regelungsvorschlag zugestimmt und
im Dezember 2007 den endgültigen «Re-
lease No. 33–8879» mit dem Titel «Accep-
tance from Foreign Private Issuers of Finan-
cial Statements Prepared in Accordance
with IFRS without Reconciliation to U.S.
GAAP» veröffentlicht. Die Regelung be-
inhaltet Änderungen des Formblatts 20-F,
Folgeänderungen an der Verordnung S-X
sowie an weiteren Verordnungen, Form-
blättern und Regelungen der US-Wertpa-
piergesetze. Die Neuerung ist zum 4.3.2008
in Kraft getreten, wobei nach Abstimmung
mit der SEC auch schon vorher die Befrei-
ungsregelung in Anspruch genommen wer-
den konnte.

Durch die Zusammenarbeit zwischen Finan-
cial Accounting Standards Board (FASB) und
International Accounting Standards Board
(IASB) findet derzeit eine Harmonisierung
der beiden bedeutendsten Regelwerke
statt. Durch die Zulassung der IFRS in den
USA wird auf Ebene der Kapitalmärkte die
Harmonisierung der weltweiten Rech-
nungslegung vorangetrieben.

SEC gestattet ausländischen Unternehmen IFRS-Anwendung

Ansichten in Europa

Sowohl EU-Kommissar Charlie McCreevy
als auch das IASB begrüssten die Entschei-
dung der SEC, ausländischen Unternehmen
diese Erleichterung zu gewähren, um Kom-
plexität und Kosten zu senken. Aus Sicht der
EU ist dabei von wesentlicher Bedeutung,
dass die SEC die Befreiung von der Überlei-
tungsrechnung nur dann gewährt, wenn
die IFRS-Abschlüsse in Übereinstimmung mit
der vom IASB herausgegebenen Original-
fassung der IFRS aufgestellt werden. Damit
soll weltweit ein Zeichen gesetzt werden,
die IFRS einheitlich zu implementieren, an-
statt IFRS einzuführen, die je nach Land
unterschiedlich sind, wie es derzeit zuneh-
mend der Fall ist. Denn hierdurch wird der
Regelungszweck der Einführung einheitli-
cher Standards zunehmend verwässert.

Der Ausschuss der europäischen Wertpa-
pieraufsichtsbehörden (Committee of Eu-
ropean Securities Regulators, CESR) hat
Beratungen hinsichtlich der Gleichwertig-
keit US-amerikanischer Rechnungsle-
gungsstandards mit den IFRS aufgenom-
men. Das CESR ist der Ansicht, dass sich US-
GAAP und IFRS aufeinander zu bewegen, so
dass sie faktisch gleichwertig sind. Dement-
sprechend wird man der EU-Kommission
voraussichtlich empfehlen, die US-GAAP für
die Verwendung auf den europäischen
Märkten als äquivalent zu den IFRS anzuse-
hen. Eingegangene Kommentare hierzu
werden gegenwärtig ausgewertet. Eine
Entscheidung steht noch aus, jedoch muss
der Europäischen Kommission bis zum
1.7.2008 ein Vorschlag unterbreitet werden.

Bedeutung für US-Unternehmen

In Zukunft stellt sich zudem die Frage, ob
auch den US-Unternehmen die Möglichkeit
eingeräumt werden soll, ihre Abschlüsse an
den US-Börsen nach IFRS aufzustellen. Dies
wurde in mehreren öffentlichen SEC-
Roundtable-Diskussionen im Dezember
2007 erörtert. Die Frage scheint nicht mehr,
ob die IFRS für US-Unternehmen zugelassen
werden, sondern vielmehr, wann dies der
Fall sein wird. Die SEC will baldmöglichst
einen Vorschlag veröffentlichen. Die freiwil-
lige Möglichkeit zur Anwendung der IFRS
wird in 2010 oder 2011 erwartet.

Ein interessanter Gesichtspunkt der An-
wendung von IFRS für US-Unternehmen ist
die unterschiedliche Rechtssystematik, die
den internationalen Rechnungslegungsvor-
schriften zu Grunde liegt. Der angloameri-
kanische Rechtsraum orientiert sich zur
Rechtsfindung am «Case-Law»; das bedeu-
tet fallbezogene Regelungen für einzelne
Geschäftsvorfälle in den US-GAAP. Die IFRS
hingegen sind entsprechend der Nähe zum
kontinentaleuropäischen Rechtssystem
stärker prinzipienbasiert und deshalb nicht
in gleichem Ausmasse von der Einzelfallbe-
zogenheit durchdrungen.

Einfluss der SEC auf die IFRS

Ein bedeutender Aspekt der Zulassung des
IFRS-Regelwerks für an US-amerikanischen
Börsen kotierte ausländische Unternehmen
ist nicht zu unterschätzen: Die SEC wird in
Zukunft voraussichtlich engagiert bei der
Weiterentwicklung der IFRS mitreden wol-
len. Dies ist neben dem laufenden Konver-
genzprojekt FASB und IASB ein zusätzliches
«grosses Einfalltor» für die «Amerikanisie-
rung» der IFRS. Allerdings hat auch der
amerikanische Standardsetter FASB in der
Vergangenheit sein Entgegenkommen ge-
zeigt, so im Bereich der Unternehmenszu-
sammenschlüsse (IFRS 3 und IAS 27, sowie
SFAS 141 und 160).            ÂÂÂ

Dipl.-Kfm. Peter Ising, Doktorand und
wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut
für Rechnungswesen und Controlling, Uni-
versität Zürich
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chen Veräusserung des Betriebs aufschie-
ben.

Begrüssenswert. Es wird dem Grundsatz
der Besteuerung nach der wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit Rechnung getragen.
Steuern sollen nämlich erst dann erhoben
werden, wenn die flüssigen Mittel realisiert
werden, um die Steuerlast überhaupt zah-
len zu können

Einführung 1. Januar 2011

Â Besteuerungsmilderung Liquidationsge-
winne bei Personenunternehmen
Liquidationsgewinne werden separat vom
übrigen Einkommen zu 20 % des Satzes
besteuert.

Begrüssenswert: Die Unternehmer finan-
zieren sich mit dem Verkauf ihres Unterneh-
mens meist ihren Lebensabend. Es ist daher
richtig, dass die momentane konfiskatori-
sche Belastung von über 50 % endlich redu-
ziert wird.

Einführung 1. Januar 2011

Kommentar

Es wird mit dieser Gesetzesänderung ein
Schritt in die richtige Richtung getan. Das
hehre Ziel der rechtsformneutralen Be-
steuerung, welches schon seit den 1960er
Jahren proklamiert wird, aber nie umge-
setzt wurde, ist aber noch bei weitem nicht
erreicht. Es bleibt noch viel zu tun!

Zudem ist das Teilbesteuerungsverfahren
für die Beseitigung der hiesigen, exorbitant
hohen Doppelbelastung von unternehme-
rischen Gewinnen noch nicht ganz ausge-
goren, da sich beispielsweise der Vermö-
genssteuerwert von Aktien massiv erhöht,
wenn Unternehmensgewinne auf Stufe
der Körperschaft ausgewiesen werden.
Zudem können die momentanen Steuer-
diskussionen mit der EU so nicht gelöst
werden. Nur der mutige Schritt nach vor-
ne, nämlich die generelle Senkung der Un-
ternehmenssteuern auf Stufe der Unter-
nehmen selbst auf ein in der OECD einzigar-
tig niedriges Niveau, wäre ein probates
Mittel, dieses Problem zu beseitigen – man
beachte dazu auch das irische 12,5-%-
Modell.              ÂÂÂ

S
teuern

MAS Corporate Finance CFO
Master of Advanced Studies

Das Finanzmanagement hat sich in den letzten Jahren stark verändert. Der Finanzchef (CFO) ist heute 
ein wichtiges Mitglied der Geschäftsleitung und trägt wesentlich dazu bei, dass das Unternehmen lang-
fristig Werte schafft.

Das Studium umfasst inhaltlich die Themenbereiche mit denen sich der Finanzchef beschäftigt. Das 
State of the Art-Wissen im Corporate Finance wird ausgehend von der Theorie praxisbezogen vermittelt.

Zielpublikum: Führungsverantwortliche eines Industrie- oder Dienstleitungsunternehmens  
                        sowie Kadermitarbeitende aus der Bank- und Beratungsbranche. 
Beginn:  16. Mai 2008
Studiendauer:  1 1/2 Jahre 
Studienort:  Zürich 
Unterrichtszeiten:  Freitagnachmittag und jeden zweiten Samstag 
Studiengangleitung: Prof. Dr. Josef  Marbacher und Dr. Enzo Mondello 

Informationsveranstaltung 
Montag, 16. Juni 2008, 18.00 Uhr, Hotel Marriott in Zürich 

Information und Anmeldung
Hochschule für Wirtschaft FHNW, Institut für Finanzmanagement 
Sandra Keller, T +41 56 462 42 00, sandra.keller@fhnw.ch 

www.fhnw.ch/iff
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Wir werden viel Prestigedenken wegräumen müssen

In unserer Reihe «persönlich» stellen wir
Michèle Rosenheck vor, die Leiterin der
Abteilung Berufsbildung im Zentral-
sekretariat des KV Schweiz.

Frau Michèle Rosenheck, wie sind Sie zum
KV Schweiz gekommen?
Ich habe im Auftrag des KV Schweiz ver-
schiedene Studien über die Berufsbildung
verfasst – und dabei den KV auch kritisiert.
Das hat man mir offenbar nicht übel genom-
men, und so bin ich von der Beraterin zur
Mitarbeiterin geworden, bevor ich die
Nachfolge von Franco Ferrara angetreten
habe.

Was reizt Sie denn am KV?
Erstens habe ich das überaus grosse und
teilweise noch ungenutzte Potenzial gese-
hen, das der KV Schweiz als Bindeglied
zwischen Bildung und Wirtschaft hat. Zwei-
tens muss und wird der Verband einen
deutlichen Wandel durchmachen –  und
Institutionen im Wandel sind immer reizvoll.

Welches Potenzial meinen Sie?
Der KV Schweiz ist ein im ganzen Land
vertretener Arbeitnehmervertreter. Er hat
überzeugende Stärken in der Bildungspoli-
tik und kann und wird diese auch ausspielen.
Er ist der grösste Anbieter von Berufschul-
ausbildung, der grösste Prüfungsanbieter,
und er hat einen eigenen starken und er-
folgreichen Verlag.

Diese Vielfalt birgt aber auch Konfliktstoff.
Diese Vielfalt ist ein Spannungsfeld  –  das
stimmt. Weil der KV Schweiz im Bildungsbe-
reich weniger die die traditionellen gewerk-
schaftlichen Anliegen vertreten als vielmehr
die Kaufleute arbeitsmarktfähig halten
muss, was gleichzeitig auch im Interesse der
Arbeitgeberseite liegt.

Weshalb?
Weil er die Interessen von Arbeitgebern wie
auch Arbeitnehmern kennt und für sie ein-
tritt.

Kommen sich denn Bildungs- und Angestell-
tenpolitik nicht in die Quere?
Das wäre der Fall, wenn sich der Verband zu
stark in eine bestimmte politische Richtung
entwickeln würde. Die Anliegen der Kauf-

leute bedürfen zwar der Politik, sind aber
grundsätzlich parteiunabhängig. Kaufleute
im ursprünglichen Sinne sind Unternehmer
– und eine unternehmerische Denkweise
möchten wir auch bei den heutigen Ange-
stellten fördern!

Ist das von Vorteil? Man kann damit als
Angestellter zwischen Stuhl und Bank fallen.
Wenn man seine Interessen nicht vertritt, ja.
Aber man kann seine Interessen als Ange-
stellter vertreten oder vertreten lassen und
gleichzeitig Wirtschaftskompetenz aufbau-
en. Der KV Schweiz ist einer der wenigen
Verbände, die beide Seiten verstehen – die
des Angestellten und die des Unternehmers.
Dieses Verstehen ist mehr Nutzen denn
Dilemma: Es nützt den Angestellten, denn
der KV Schweiz deckt alle wesentlichen
Bereiche des beruflichen Angestelltenle-
bens ab.

Wie wird der KV Schweiz im Allgemeinen
wahrgenommen?
Ich profitiere ganz eindeutig davon, dass der
KV vor allem als Verband für Bildung  wahr-
genommen wird. Diese «Marke» ist für
unsere Berufsbildungsarbeit enorm wichtig.

Sie haben den Wandel erwähnt, den der KV
Schweiz durchmachen müsse und werde.
Der Verband muss dienstleistungs- und kun-
denorientierter werden, und er muss seine
Ressourcen besser nutzen. Denken Sie an
die unzähligen Vertreter des KV, an die
assoziierten Verbände und die Sektionen:
Sie alle arbeiten sehr autonom. Das hat viele
Vorteile, aber es führt auch zu starken
Zentrifugalkräften. Diese Kräfte gilt es zu
bündeln, um den Kunden des Verbandes
noch besser entgegenzukommen.

Wer sind denn die Kunden des KV Schweiz?
Die Mitglieder. Die Lehrmeister. Den Mitglie-
dern bieten wir Wege zum Weiterkommen,
den Lehrmeistern vermitteln wir Grundla-
gen, auf denen sie ihre Lehrlinge noch bes-
ser ausbilden können.

Und was bringt Ihre Kunden zu Ihnen?
Die Solidarität als  einziges Verkaufsargu-
ment für den Verband hat die einstige Stär-
ke verloren. Heute fragen sich Mitglieder
und potenzielle Mitglieder, was ihnen eine
Mitgliedschaft im KV Schweiz bringt. Sie

wollen Support rund um ihre gesamte be-
rufliche Laufbahn – vom Einstieg in die
Berufswelt über die Weiterentwicklung bis
hin zur Pensionierung; günstige, arbeits-
marktnahe, praxisbezogene Weiterbil-
dung, Informationen darüber, was sie im
Arbeitsmarkt weiterbringt, Networking,
Rechtsschutz. Wir wissen zwar schon viel
über die Anliegen unserer Kunden, aber weil
diese Anliegen einem steten Wandel unter-
worfen sind, sind wir ständig am Puls mes-
sen. Auch dabei müssen wir noch besser
werden.

Wie?
Wir müssen einerseits die Bedürfnisse der
Kaufleute –  auch der in Kaderpositionen –
sehr genau kennen, gleichzeitig auch die
Entwicklungen auf dem Arbeits- und dem
Bildungsmarkt. Auf diese Weise können wir
attraktive Dienstleistungen anbieten. In-
tern müssen wir unsere Kräfte bündeln – ein
erster Schritt ist mit einer Bildungsstrategie
gemacht worden, die genau in diese Rich-
tung zielt.

Was werden Sie dagegen tun?
Ich denke an den Aufbau einer Kommunika-
tionsplattform für die unzähligen Arme, Bei-
ne, Ohren und Augen im KV und rund um
den KV, für die Vertreter in Kommissionen,
für die Schulen.

Wozu dient diese Kommunikationsplatt-
form konkret?
Dem Aufbau einer gemeinsamen Wissens-
plattform, dem Wissenstransfer, der Koor-
dination von Aktivitäten, der einheitliche
Vertretung des Verbandes in den zahlrei-
chen Gremien und Schulen.

Sie haben das Stichwort gegeben: Wo steht
die kaufmännische Lehre heute?
Sie ist gut positioniert, steht aber unter
gymnasialem Druck. In der Weiterbildung
gibt es den Hang zur Akademisierung. So
überlegen sich vor allem viele Eltern, wo ihre
Kinder dereinst die besten Chancen haben
werden  – und dabei denken sie zuallererst
an einen akademischen Abschluss. Für uns
ist klar: Wir müssen sicherstellen, dass nach
einer erfolgreichen Lehre und einer ent-
sprechenden Weiterbildung eine akademi-
sche Fortsetzung möglich ist. Die so genann-
te Durchlässigkeit ist heute noch nicht aus-
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